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A. Bericht des Abgeordneten Müller (Worms) 


Vorgeschichte 

Auf Grund der GATT-Verhandlungen, die vom 
11. bis 30. Mai dieses Jahres in Genf stattfanden, 
hat die Bundesregierung ab 1. Juli 1959 

Schälmühlenerzeugnisse aus anderem Getreide 
als Weizen, Mengkorn, Gerste, Hafer und Reis 

(Position 1102 90 Nr. 2 des Warenverzeichnisses für 
die Außenhandelsstatistik) liberalisiert. 

Der Beschluß der Vertragsparteien des GATT 
über die deutsche Einfuhrliberalisierung vom 30. Mai , 
1959 wurde im Bundesanzeiger Nr. 130 vom 11. Juli | 
1959 veröffentlicht. I 

Mit Runderlaß Außenwirtschaft Nr. 39/59 vom ; 
23. Juni 1959 wurde demzufolge die mengenmäßige ! 
Beschränkung bei der Wareneinfuhr, wie sie der | 
Runderlaß Außenwirtschaft Nr. 76/57 vorsah, vom ! 
1. Juli an aufgehoben. 

Die Liberalisierung hatte zur Folge, daß Schäl- 
mühlenerzeugnisse aus anderem Getreide als Wei- 
zen, Mengkorn, Gerste, Hafer und Reis also Schäl- 
mühlenerzeugnisse aus Roggen, Mais, Milo, Hirse 
und Buchweizen im sogenannten Erklärungsverfah- 
ren eingeführt werden konnten. Das Erklärungsver- 
fahren ist im Runderlaß Außenwirtschaft Nr. 61/56 ■ 
vom 24. August 1956 (BAnz. Nr. 177 vom 12. Sep- 1 
tember 1956) geregelt. Es heißt dort: 

„Der Einführer hat innerhalb 14 Tagen nach Ab- 
schluß des Einfuhrvertrages eine Einfuhrerklärung 
(ER) auf Vordruck gemäß Anlage 1 zu Runderlaß , 
Außenwirtschaft Nr. 51/54 (Beilage zu Bundesan- 
zeiger Nr. 128 vom 8. Juli 1954) in vierfacher 
Ausfertigung bei der LZB-Zweiganstalt seines 


Wohnsitzes zur Abstempelung vorzulegen. Die 
Vorlage hat vor Verbringung der Ware und vor 
Zahlung zu erfolgen. ..." 

„Die einzelnen Ausfertigungen der ER sind be- 
stimmt: 

Ausfertigung A für Einführer zur Zollabfertigung, 
Ausfertigung B für Eintührer zur Entgeltleistung, 
Ausfertigung C für zuständige Bundesstelle, 
Ausfertigung D für Landeszentralbank." 

Aus dem sogenannten C-Blatt hat die AHST Mitte 
September von den abgeschlossenen Kontrakten er- 
fahren. 

Daraufhin hat der Bundesminister für Wirtschaft 
mit RA Nr. 55 59 vom 21. September 1959 (BAnz. 
Nr. 181 vom 22. September 1959) die Warenposition 
1102 90 Nr. 2 Schälmühlenerzeugnisse von Roggen, 
Mais, Buchweizen, oder Hirse aller Art wieder ent- 
liberalisiert und bestimmt, daß die Einfuhrverträge 
von Schälmühlenerzeugnissen, die im Rahmen der 
allgemeinen Einfuhr-Genehmigung bis zum 21. Sep- 
tember 1959 abgeschlossen, aber bis zum 23. Sep- 
tember 1959 nicht oder nicht vollständig durchge- 
führt werden, nach diesem Termin nur abgewickelt 
werden köiincn, wenn alle Einfahrerklärungen bzw. 
alle Ausfertigungen der noch nicht abgestempelten 
Einfuhrerklärungen der AHST (Original, beglau- 
bigte Fotokopie oder beglaubigte Abschrift) bis 
spätestens 23. September 1959 (letzter Absendetag 
laut Poststempel) vorgelegt werden. 

Auf Grund dieses RA sind der AHST bis zum 
24. September 1959 von etwa 40 Firmen Einfuhr- 
erklärungen in Höhe von 4,6 Millionen Tonnen 
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übersandt worden, die unter den verschiedensten 1 
Bezeichnungen als Schälmühlenerzeugnisse aus Rog- 
gen, Mais, Hirse und Milocorn deklariert wurden. 
Ob und in welchem Umfang die Aufhebung der | 
Liberalisierung gemäß RA 55/59 die Höhe der Ein- j 
fuhrerklärungen beeinflußt hat, mag dahingestellt 
sein. Nach Angabe des Bundesministeriums für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten, lagen den Ein- 
fuhrerklärungen Verträge lediglich in Höhe von 
etwa 2,8 Millionen Tonnen zugrunde. 

Diese Schälmühlenerzeugnisse sollten in der Bun- ■ 
desrepublik an Stelle von Futtergetreide, das der I 
Marktordnung und damit der Einfuhrbeschränkung I 
unterliegt, Verwendung finden. j 

Unter Schälmühlenerzeugnissen wurden bislang | 
allgemein Nährmittel (Graupen, Grütze, Hafer- 
flocken) verstanden. Sie wurden herkömmlicher- 
weise aus Gerste, Hafer oder Buchweizen herge- 
stellt. Der RA 30/59 vom 23. Juni 1959 (BA Nr. 121 
vom 30. Juni 1959) ist, wie von Regierungsseite aus- ' 
geführt wurde, davon ausgegangen, daß die Libe- ^ 
ralisierung der Warenposition 1102 90 Nr. 2 sich 
nur auf Buchweizengrütze beziehen würde, während j 
es Schälmühlenerzeugnisse aus Roggen und Mais | 
nie gegeben und solche aus Hirse nur in Notzeiten 
verwendet worden seien. 

Nach Darstellung des Bundesministeriums für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten, hätte die Ein- 
fuhr der betreffenden Schälmühlenerzeugnisse nach- 
stehende Folgen gehabt: 

1. Die gesamte landwirtschaftliche Marktordnung 
würde ins Wanken geraten und der Preisstand 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse schwer beein- 
trächtigt werden. 

2. Die deutsche Roggenernte könnte auf dem In- 
landsmarkt keinen Absatz finden. Die Einfuhr- 
und Vorratsstelle wäre gesetzlich verpflichtet, 
den Roggen aufzunehmen. 

3. Die Einfuhr von Futtergetreide müßte für einen 
längeren Zeitraum unterbunden werden, was er- 
hebliche handelspolitische Schwierigkeiten zur 
Folge hätte. 

4. Bei einer Einfuhr der sogenannten Schälmühlen- 

erzeugnisse an Stelle von Futtergetreide in Höhe 
von 2,8 Millionen t würde ein Einnahmeausfall | 
an Abschöpfungen für den Bundeshaushalt von | 
420 Millionen DM entstehen (Abschöpfung i 
150 DM/t). I 

5. Die ca. 40 Firmen hätten den gesamten Futter- j 
mittelhandel für etwa ein Jahr an sich gerissen. 
Besonders die kleinen und mittleren Firmen wä- 
ren für lange Zeit ausgeschaltet. 

Die Bundesregierung hat infolgedessen durch RA 
Nr. 56'59 vom 30. September 1959 (BAnz. Nr. 188 
vom 1. Oktober 1959) bestimmt, daß Schälmühlen- 
erzeugnisse von Roggen, Mais, Buchweizen oder 
Hirse aller Art (Position 1102 90 des Warenverzeich- 
nisses für die Außenhandeisstatistik) auf Grund von 
Einfuhrverträgen, die vor dem 22. September 1959 
abgeschlossen worden sind, erst nach dem 31. De- 
zember 1959 in den freien Verkehr oder in einen 
Zollvormerkverkehr (ausgenommen Zollvormerk- 
lager) verbracht werden dürfen. 


Ausschußberatung 

Der vorliegende Gesetzentwurf, der als endgül- 
tige Regelung an die Stelle des RA Nr. 56/59 vom 
30. September 1959 (BAnz. Nr. 188 vom 1. Oktober 
1959) treten soll, wurde nach erster Beratung im 
Bundestag am 12. November 1959 dem Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten federführend 
und dem Außenhandelsausschuß mitberatend über- 
wiesen. 

Die Mitglieder der Regierungskoalition be- 
gründeten das von ihnen eingebrachte Gesetz 
mit dem Hinweis, daß durch dieses Gesetz 
Klarheit geschaffen und Störungen in der Marktord- 
nung vermieden werden sollen. Da sich neuerdings 
die Liberalisierung von Brot und Backwaren, wie 
sie mit RA 76/57 vom 30. Dezember 1957 (BAnz. Nr. 7 
vom 11. Januar 1958) mit Wirkung vom 1. Januar 
1958 eingeführt wurde, durch Brotimporte aus Hol- 
land in Nordrhein-Westfalen störend bemerkbar 
macht, wurde sogar vorgesehen, das Gesetz zu er- 
weitern und in § 8 Abs. 8 des Getreidegesetzes die 
Worte „Mehl, Grieß, Dunst und Backschrot" durch 
die Worte „Erzeugnisse aus Getreide" zu ersetzen. 

Von dieser Erweiterung des Gesetzes wurde aber 
abgesehen, nachdem die Vertreter des Bundesmini- 
steriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
dem Ausschuß mitgeteilt hatten, daß zum Schutz von 
Erzeugnissen aus Getreide mögliche EWG-konforme 
Maßnahmen ergriffen werden müßten. 

Nach eingehender Debatte im Ernährungsausschuß 
lehnten die Mitglieder der Fraktion der SPD den Ge- 
setzentwurf aus folgenden Gründen ab: 

1. Die Marktordnung für Getreide gemäß Getreide- 
gesetz in der Fassung vom 24. November 1951 
ist vollständig und umfassend. 

2. Schälmühlenerzeugnisse der im Entwurf genann- 
ten Arten unterlagen niemals der Marktordnung. 

3. Schälmühlenerzeugnisse waren bis zum 30. Juni 
1959 nicht liberalisiert. Ihre Einfuhr unterlag 
devisenwirtschaftlich der Einzelgenehmigung, sie 
konnten ohne Ausschreibung nicht eingeführt 
werden. 

4. Schälmühlenerzeugnisse wurden mit RA Nr, 39/ 
59 liberalisiert, d. h. sie konnten ab diesem Zeit- 
punkt im einfachen Erklärungsverfahren einge- 
führt werden. 

5. Mit RA Nr, 55/59 wurden Schälmühlenerzeugnisse 
ab 22. September 1959 wieder entliberalisiert. 
Sie können mithin ohne Ausschreibung nicht 
mehr eingeführt werden. Damit ist der Zustand 
der Einfuhrsperre, wie er bis zum 30. Juni 1959 
bestand, wieder hergestellt. 

6. Der RA Nr. 56/59 beschränkt sich ausdrücklich 
auf den Zeitraum der Liberalisierung (1. Juli 1959 
bis 22. September 1959). Er hat die Einfuhr der 
im Zeitraum der Liberalisierung abgeschlosse- 
nen Einfuhrkontrakte nicht aufgehoben, sondern 
diese lediglich bis zum 31. Dezember 1959 aufge- 
schoben, im übrigen aber die uneingeschränkte 
Einfuhr im einfachen Erklärungsverfahren erneut 
bestätigt. 
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Der Gesetzentwurf mit der vorgeschlagenen Er- 
weiterung der Marktordnung auf diese Produkte 
ist deshalb auch nicht geeignet, an die Stelle 
des RA Nr. 56/59 zu treten, zumal Markt- 
ordnung und Devisenwirtschaft verschiedene 
Maßnahmen mit verschiedenen Zielsetzungen 
sind. 

7. Mit der vorgeschlagenen Ergänzung des Getrei- 
degesetzes soll es in das Ermessen der Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle gestellt werden, die be- 
treffenden Erzeugnisse nachträglich in der Ein- 
fuhr zu sperren. Die seinerzeit erteilten Ein- 
fuhrgenehmigungen würden somit zunichte ge- 
macht, da der Gesetzentwurf praktisch eine neue 
Einfuhrerlaubnis der Einfuhr- und Vorratsstelle 
vorschreibt. 

8. Der Gesetzgeber ist aus den von ihm zu beach- 
tenden rechtsstaatlichen Prinzipien nicht in der 
Lage, rückwirkend Eingriffe in bestehende 
Rechtspositionen vorzunehmen, selbst wenn ein 
gewisses öffentliches Interesse an einem Wider- 
ruf nicht mehr erwünschter Rechtslagen beste- 
hen sollte. 

9. Der von den Regierungsvertretern vorgetragene 
Einnahmeausfall an Abschöpfungen ist unzutref- 
fend, da die Einfuhr von 2,8 Millionen t Schäl- 
mühlenerzeugnisse Zölle in Höhe von ca. 200 
Millionen DM einbringt. 

Auf Wunsch der Minderheit nahm ein Vertreter 
des Bundesjustizministeriums zur Verfassungsmä- 
ßigkeit des vorliegenden Gesetzentwurfs Stellung 
und führte dabei unter anderem aus, daß sich die 
beabsichtigte Regelung nicht nur auf künftige Fälle 
beziehe, sondern auch in bereits abgeschlossene 


Rechtsgeschäfte eingreife. Ob ein solcher Eingriff 
zulässig sei, wäre im Bundesjustizministerium aus 
Anlaß des RA Nr. 56/59 eingehend geprüft worden 
mit dem Ergebnis, daß durchgreifende verfassungs- 
rechtliche Bedenken hiergegen nicht bestünden. Von 
einer Rückwirkung des Gesetzes im echten Sinne 
könne man dabei nicht sprechen, da das Gesetz erst 
am Tage nach seiner Verkündung in Kraft treten 
solle. Seine Anwendung auf bereits laufende Fälle 
sei weder unzulässig noch ungewöhnlich. Das Bun- 
desverfassungsgericht habe zum Beispiel nicht bean- 
standet, daß sich preisrechtliche Vorschriften auf be- 
reits abgeschlossene Verträge auswirken (BVerf 
GE 8, 330). 

In der Tatsache, daß eine bereits gegebene Ein- 
fuhrgenehmigung zurückgezogen und durch eine neue 
Einfuhrbewilligung ersetzt werden soll, sieht das 
Bundesjustizministerium keine unbillige Maßnahme. 
Das Bundesjustizministerium steht auch auf dem 
Standpunkt, daß der vorliegende Gesetzentwurf 
nicht gegen den GATT-Beschluß vom 30. Mai 1959, 
der die Warenposition 1102 90 Nr. 2 liberalisierte, 
verstößt. 

Nachdem eine Erweiterung des § 8 Nr. 8 des Ge- 
treidegesetzes über den Antrag des vorliegenden 
Gesetzentwurfs hinaus nicht möglich erschien und 
der mitbeteiligte Außenhandelsausschuß keine Ein- 
wendungen gegen den Gesetzentwurf erhob, hat der 
Ausschuß mit Mehrheit gegen die Stimmen der Mit- 
glieder der Fraktion der SPD den Gesetzentwurf 
unverändert gemäß Drucksache 1375 angenommen 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten bittet, dem vorliegenden Gesetzentwurf zu- 
zustimmen. 


Bonn, den 23. November 1959 

Müller (Worms) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1375 — unverän- 
dert anzunehmen. 


Bonn, den 23, November 1959 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Bauknecht Müller (Worms) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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